
Rechtsmittel, eingelegt am 30. Mai 2011 von der 
Europäischen Kommission gegen das Urteil des Gerichts 
(Dritte Kammer) vom 22. März 2011 in der Rechtssache 

T-369/07, Republik Lettland/Europäische Kommission 

(Rechtssache C-267/11 P) 

(2011/C 226/32) 

Verfahrenssprache: Lettisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Europäische Kommission (Prozessbevoll­
mächtigte: E. White und I. Rubene) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Republik Lettland, Republik Litauen, 
Slowakische Republik, Vereinigtes Königreich Großbritannien 
und Nordirland 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das angefochtene Urteil aufzuheben; 

— der Republik Lettland die Kosten aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Der einzige Rechtsmittelgrund betrifft die Nichteinhaltung der in 
Art. 9 Abs. 3 der Richtlinie 2003/87/EG ( 1 ) festgelegten drei­
monatigen Frist. 

Nach Ansicht der Kommission hat das Gericht bei seiner Prü­
fung die Sätze 1 und 2 von Art. 9 Abs. 3 dieser Richtlinie als 
Einheit aufgefasst, weshalb seine Auslegung nicht im Einklang 
mit den in diesem Absatz festgelegten Zielen stehe. 

Diese Auslegung von Art. 9 Abs. 3 der Richtlinie widerspreche 
der eigenen Auslegung des Gerichts in einer anderen Rechts­
sache, in der es zutreffend festgestellt habe, dass Art. 9 Abs. 3 
Satz 2 der Richtlinie eine separate Rechtsgrundlage darstelle. 

Die Kommission beruft sich für ihre Auslegung von Art. 9 Abs. 
3 der Richtlinie auf den Wortlaut dieser Bestimmung, der ihrem 
Ziel voll entspreche. Wenn sie daher den vom Mitgliedstaat 
übermittelten nationalen Zuteilungsplan ablehne, müsse der 
Mitgliedstaat diesen Plan unter Berücksichtigung ihrer Einwände 
ändern und könne ihn nicht durchführen, solange sie die Än­
derungen nicht akzeptiert habe. Für diese ausdrückliche Ent­
scheidung, mit der die Änderungen akzeptiert würden, sei keine 
Frist festgelegt. 

Die angefochtene Entscheidung sei eine Entscheidung über die 
Änderungen am nationalen Zuteilungsplan und nicht über den 
übermittelten nationalen Zuteilungsplan selbst. 

Da jedoch das Gericht nicht angenommen habe, dass Art. 9 
Abs. 3 Satz 2 der Richtlinie ein anderes Verfahren festlege, 
habe es sich gezwungen gesehen, die übermittelten Änderungen 

als die Übermittlung eines neuen nationalen Zuteilungsplans 
anzusehen und folglich, unzutreffenderweise, die dreimonatige 
Frist anzuwenden. 

( 1 ) ABl. L 275, S. 32. 

Klage, eingereicht am 31. Mai 2011 — Europäische 
Kommission/Königreich Schweden 

(Rechtssache C-270/11) 

(2011/C 226/33) 

Verfahrenssprache: Schwedisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: C. 
Tufvesson und F. Coudert) 

Beklagte: Königreich Schweden 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass Schweden gegen seine Verpflichtungen 
aus Art. 260 Abs. 1 AEUV verstoßen hat, indem es nicht 
die erforderlichen Maßnahmen ergriffen hat, die sich aus 
dem Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-185/09 
ergeben, 

— Schweden aufzugeben, an die Kommission auf das Konto 
„Eigenmittel der Europäischen Union“ ein Zwangsgeld von 
täglich 40 947,20 Euro für jeden Tag zu zahlen, an dem die 
erforderlichen Maßnahmen, die sich aus dem Urteil des Ge­
richtshofs in der Rechtssache C-185/09 ergeben, noch nicht 
getroffen worden sind, beginnend mit dem Tag der Zustel­
lung des Urteils in der vorliegenden Rechtssache bis zum 
Tag, an dem das Urteil in der Rechtssache C-185/09 durch­
geführt worden ist, 

— Schweden aufzugeben, an die Kommission auf dasselbe 
Konto einen Pauschalbetrag von täglich 9 597,00 Euro für 
jeden Tag zu zahlen, an dem die erforderlichen Maßnahmen, 
die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache 
C-185/09 ergeben, noch nicht getroffen worden sind, be­
ginnend mit dem Tag der Zustellung des Urteils in der 
Rechtssache C-185/09 bis zum Tag der Zustellung des Ur­
teils in der vorliegenden Rechtssache oder bis zu dem Tag, 
an dem die erforderlichen Maßnahmen, die sich aus dem 
genannten Urteil in der Rechtssache C-185/09 ergeben, ge­
troffen worden sind, wenn dies der frühere Zeitpunkt ist, 
und 

— Schweden die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Der Gerichtshof hat am 4. Februar 2010, Kommission/König­
reich Schweden (Rechtssache C-185/09), folgendes Urteil erlas­
sen:
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„Das Königreich Schweden hat dadurch gegen seine Verpflich­
tungen aus der Richtlinie 2006/24/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 15. März 2006 über die Vorrats­
speicherung von Daten, die bei der Bereitstellung öffentlich zu­
gänglicher elektronischer Kommunikationsdienste oder öffent­
licher Kommunikationsnetze erzeugt oder verarbeitet werden, 
und zur Änderung der Richtlinie 2002/58/EG verstoßen, dass 
es die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich 
sind, um dieser Richtlinie nachzukommen, nicht innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist erlassen hat.“ 

Das Königreich Schweden hat nach dem Vortrag der Kommis­
sion noch nicht die Maßnahmen getroffen, die sich aus dem 
Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-185/09 ergeben. 
Die Kommission hat daher Klage gemäß Art. 260 Abs. 2 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union erhoben 
und beantragt, dem Königreich Schweden wirtschaftliche Sank­
tionen aufzuerlegen. 

Vorabentscheidungsersuchen des High Court (Irland), 
eingereicht am 6. Juni 2011 — M. M./Minister for Justice, 
Equality and Law Reform, Irland und The Attorney 

General 

(Rechtssache C-277/11) 

(2011/C 226/34) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court (Irland) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: M. M. 

Beklagter: Minister for Justice, Equality and Law Reform, Irland 
und The Attorney General 

Vorlagefrage 

Besteht aufgrund des Erfordernisses der Mitwirkung des Antrag­
stellers nach Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 2004/83/EG des Rates 
vom 29. April 2004 über Mindestnormen für die Anerkennung 
und den Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als 
Flüchtlinge oder als Personen ( 1 ), die anderweitig internationalen 
Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewährenden 
Schutzes in dem Fall, dass ein Antragsteller nach Ablehnung 
seiner Anerkennung als Flüchtling einen Antrag auf subsidiären 
Schutz stellt und dieser Antrag abgelehnt werden soll, eine Ver­
pflichtung der Verwaltungsbehörden des betreffenden Mitglied­
staats, dem Antragsteller dieses Ergebnis der Prüfung mitzutei­
len, bevor eine endgültige Entscheidung getroffen wird, um ihm 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu den zur Ablehnung führen­
den Gesichtspunkten der beabsichtigten Entscheidung zu geben? 

( 1 ) ABl. L 304, S. 12. 

Klage, eingereicht am 1. Juni 2011 — Europäische 
Kommission/Irland 

(Rechtssache C-279/11) 

(2011/C 226/35) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigter: P. 
Oliver) 

Beklagter: Irland 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, dass Irland dadurch gegen seine Verpflichtun­
gen aus Art. 260 AEUV verstoßen hat, dass es nicht die 
Maßnahmen ergriffen hat, die sich aus dem Urteil des Ge­
richtshofs in der Rechtssache C-66/06, Kommission/Irland, 
ergeben; 

— Irland aufzugeben, der Kommission einen Pauschalbetrag in 
Höhe von 4 174,80 Euro zu zahlen, multipliziert mit der 
Zahl der Tage vom Erlass des Urteils in der Rechtssache 
C-66/06 an entweder bis zu dem Zeitpunkt, zu dem Irland 
jenem Urteil nachkommt, oder bis zum Urteil im vorliegen­
den Verfahren, je nachdem, welcher dieser beiden Fälle zu­
erst eintritt; 

— Irland aufzugeben, der Kommission ein Zwangsgeld in Höhe 
von 33 080,32 Euro vom Erlass des Urteils im vorliegenden 
Verfahren an bis zu dem Zeitpunkt zu zahlen, zu dem es 
dem Urteil in der Rechtssache C-66/06 nachkommt, und 

— Irland die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Etwa zweieinhalb Jahre nach dem Urteil des Gerichtshofs vom 
20. November 2008 in der Rechtssache C-66/06, in dem fest­
gestellt worden sei, dass Irland es versäumt habe, alle zur vollen 
Umsetzung von Art. 2 Abs. 1 und Art. 4 Abs. 2 bis 4 der 
Richtlinie 85/337/EWG des Rates ( 1 ) erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, habe Irland noch immer nicht die sich aus jenem 
Urteil ergebenden Maßnahmen ergriffen. Deshalb sei Irland zur 
Zahlung einer Geldbuße und eines Zwangsgeldes zu verurteilen, 
die die Schwere dieser Zuwiderhandlung und ihre Auswirkun­
gen auf die Verwirklichung der Ziele des Gemeinschaftsgesetz­
gebers zum Ausdruck brächten. 

( 1 ) Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Um­
weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten 
Projekten (ABl. L 175, S. 40).
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